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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des fünften

allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Zwölfte ordentliche Sitzung.
Oldenburg , den 25. Februar 1862 . Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : 1. Prüfung der Ergänzungswahlcn im isten und Listen Wahlkreise. 2. Bericht über den Entwurf des
Gesetzes wegen Aufhebung der Fideiconunisse u. s. w.

Vorsitz : Präsident Z edel ins.

^ ) ie Sitzung wird 10 ^ Uhr vom Präsidenten eröffnet und
das Protokoll der letzten Sitzung vom Schriftführer Böcke!
verlesen.

Präsident : Wird ElwaS gegen das Protokoll erinnert?
Im Anfang dürsten vielleicht die Worte wegfallen : „Nach
Beschluß des Landtags ." — Ich erkläre dasselbe für geneh¬
migt . — Eingegangm ist aus dem Kirchspiele Ramsloh eine

Vorstellung , mit 156 Unterschriften versetzen, worin gebeten
wird : „der Landtag wolle alle , die katholische Kirche und

ihre Schulen betreffenden Vorlagen , welche mit dem betref¬
fenden Bischof nicht vereinbart worden , zurückweisen ." Die
Vorstellung geht an den Revistonsausschuß . — Es ist ferner
eingegangen eine Vorstellung des Obcrkirchenratliö der evan¬
gelischen Kirche, worin derielbe an den Landtag das Ersuchen
stellt : „er wolle bei der Revision des Staatsgrundgesctzes
dahin wirken , daß durch einen Zusatz zu Art . 61 . des Staats¬
grundgesetzes eine nach dem Gesetz vom 8. April 1851 zu
ermittelnde vollständige Entschädigung ausdrücklich auch den
Kirchcnbeamten , ohne Rücksicht auf die im Staarsgrundgesetz
enthaltenen Voraussetzungen , zugesichcrt werde . " Eventuell
sind hieran noch weitere Anträge geknüpft . Die Vorstellung
geht ebenfalls an den Revistonsausschuß . — Dcr Abg . Werry
bittet dringender Berufsgeschäste halber : „ der Landtag wolle
ihm einen lltägigen Urlaub bewilligen ." — Es scheint mir

der Bewilligung des Urlaubs nichts entgegenzusteyen , und
werde ich , wenn aus der Versammlung nicht ein Anderes
beantragt wird , die Zustimmung des Landtags annehmen
dürfen . — Der Urlaub ist vom Landtag ertheilt . — Ich habe
dem Landtag noch mitzurheilen , daß die vorgestern beschlossene
Deputation sich ihres Auftrags entledigt und bei Ihren Kö-
nigl . Hoheiten sehr freundlich anerkennende Aufnahme g -sun-

L2.

den hat . Wir gehen zur Tagesordnung über . Ich ersuche
den Herrn Berichterstatter der Abthcilüng für Prüfung der
Wahlen im ersten Wahlkreise seinen Bericht vorzutragcn.

Ab . Klävemann : Der Bericht , meine Herren , lautet
wie folgt :

„In Folge der Niederlegung des Mandats als Abgeord¬
neten des 1. Wahlkreises von Seiten des Obergerichtsanwalls
Dr . Groskopff  in Oldenburg hat in diesem Wahlkreise am

30 . Dccember v. I . eine neue AbgcordnetenwaHl stgtrgkifurMn.
Non den vorschriftsmäßig verabladetcn öi Wahlmännern

des Kreises sind zur Wahl 49 erschienen , und haben mit 25

Stimmen zum Abgeordneten gewählt : den Hülfsrichter beim
Oberappellationsgericht , Landgerichtsassesior Becker zu Ol¬

denburg.
Derselbe hat die Wahl angenommen.

Da bei Prüfung der Wahlacten sich keinerlei Bedenken
ergeben haben , so beantragt die Ablheilung der Abgeordneten
aus dem Wahlkreise 7 bis 12 , als mit Prüfung dieser Wahl

beauftragt:
Der Landtag beschließe:

daß die Wahl des Abg . Becker aus Oldenburg für
gültig zu erklären sei."

Präsident : Der Antrag der Abtheilung geht dahin:

»der Landtag beschließe, die Wahl des Abg . Beckeic aus
Oldenburg für gültig zu erklären ." Ich ersuche diejenigen
Herren , welche etwa glauben möchten , dem Antrag nicht bei-
trcten zu können , sich zu erheben . — Der Antrag ist ange¬
nommen . Ich ersuche den Herrn Berichterstatter der Abthei-

lung für Prüfung der Wahlen im 21 . Wahlkreise , den Bericht
vorzutragen . X
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Berichterst . Abg . Kropp : „Die hier in Frage stehende
Ergänzungßwahl eines Abgeordneten zum gegenwärtigen all¬
gemeinen Landtage , worüber ich Namens der ersten Abthei¬
lung Bericht zu erstatten habe, — hat derselben — nach
Einsicht der mitgetheilten Wahlacten , zu Ausstellungen überall
keine Veranlassung gegeben.

Der 21 . Wahlkreis , Zever , sandte bekanntlich 3 Abgeord¬
nete zum Landtage . Der Hausmann Lücken , welcher bisher
einer dieser Landragsabgeordneten war , hat sein Mandat nie-
dergclegt , und ist in Folge dessen eine Ergänzungswahl an-
geordnek worden , welche am 3. d. M . zu Zever stattgefunden,
und alS neu einiretcnden Abgeordneten den Lehrer Schween
zu Hooksicl ergeben hat.

Von den gehörig geladenen 77 Mahlmännern des Krei¬
ses Jever waren 62 im Wahlterrnine erschienen und haben
sämmtlich Stimmzettel abgegeben . Schween  Kat von die-
s.n abgegebenen 62 Stimmen 54 erhalten , ist also mit abso¬
luter Stimmenmehrheit als Abgeordneter erwählt und hat die
auf ihn gefallene Wahl auch sofort angenommen.

Da nun , nach Ansicht der Adtheilung , alle gesetzlich vor¬
geschriebenen Formen der Wahlhandlung gehörig beobachtet,
auch keine Reklamationen eingegangen sind , — so beantragt
die Abtheilung:

daß die Wahl des Abg . Schween  für unbeanstandet
erklärt werden möge,

und erlaubt sich nur noch die Bemerkung , daß ihr eine noch¬
malige Prüfung der Ur wählen,  auS denen die vorerwähn¬
ten Wahlmänner hervorgegangen sind, unnöthig erschienen ist,
weil deren Gültigkeit bereits einmal , in der zweiten vorberei¬
tenden Sitzung dieses Landtags vom 26 . November v. I.
anerkannt worden ist."

Präsident : Der Antrag der Abtheilung geht dahin:
der Landtag beschließe , die Wahl des Abg . Schween  im
21 . Wahlbezirke für unbeanstandet zu erklären . Ich ersuche
diejenigen Herren , welche etwa glauben möchten , dem Anträge
nicht beitreten zu können , sich zu erheben . — Der Antrag
ist angenommen.  Wir schreiten hiernach zur Beeidigung
der neugewäblten Abgeordneten, welche bereits in unserer
Mitte sich befinden . Zch ersuche die Versammlung , sich zu
erheben.

(Die Mitglieder des Landtags erheben sich.)
Zch werbe die Eidesformel verlesen und ersuche die Her¬

ren Abg . Becker und Schween,  sodann auf meine Frage,
ob sie das in 6em Verlesenen Enthaltene geloben wollen,
unter Erhebung der ersten 3 Finger der rechten Hand zu
antworten : Ich schwöre es , so wahr mir Gott helfe. Der
Eid lautet : „Zch gelobe, die Staatsversaffung heilig und treu
zu bewahren , und aus dem Landtage das Wohl detz Staates
ohne Nebenrücksichten nach meiner gewissenhaften Uebcrzeu-
gung bei meinen Anträgen und Abstimmungen zu beachten ."
Wollen Sie das geloben?

Abg . Decker : Zch schwöre es, so wahr mir Gott helfe;
Abg . Schween : Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe!

(Die Versammlung sehr sich wieder .)

Präsident : Wir gehen zum 2. Gegenstände unserer
heutigen Tagesordnung über , zum Berichte deS Ausschusses
über das Gesetz wegen Aufhebung der Fideicommisse , des
Lehensvcrbands und der Stammgüter . Es scheint mir für
eine allgemeine Berathung des Gesetzes kaum ein Gegenstand
vorzuliegcn . Sollte daher nicht ein Anderes aus der Ver¬
sammlung beantragt werden , nehme ich an , daß der Landtag
damit einverstanden sei.

Abg . Bargmann > Ich bitte ums Wort.
Präsident : Der Abg . Barg mann  hat das Wort.
Abg . Bargmann . Ich möchte mich doch dagegen er¬

klären . Ich glaube nämlich , daß nicht in allen Punkten
Uebereinstimmung in dem Gesetze ist , und daß es daher zur
allgemeinen Debatte kommen müsse.

Präsident : Da gegen meine Ansicht Einspruch erhoben
worden ist , so stelle ich den Bericht zur allgemeinen Bcra-
thung . Sie haben das Wort , Herr Bargmann.

Abg . Bargmann : Meine Herren ! Es ist mir zweifel¬
haft , und ich möchte es daher Ihrer Beurtheilung anheim
geben,, ob der Gesetzentwurf den Art . 244 . und 245 . des
StaatSgrundgesctzes entspricht . Nach diesen Artikeln sollen
die Lehen und Fideicommisse aufgehoben werden , wogegen der
Gesetzentwurf noch eine einmalige Erbfolge bei Fideikommissen
und Lehen zuläßt , und zwar unter Umständen sogar für
Nachfolger , welche in diesem Augenblick noch nicht geboren
sind. Nach dem Gesetzentwürfe könnten die Fideicommisse
und Lehen noch 20 — 30 Zahre fortdauern . — Wie mir
scheint , könnte aber die sofortige Aufhebung wenigstens da
eintreten , wo der Zunächstberechrigre zum Lehen und Fidei-
commiß auch der Zunächstbcrechligte zum Allodium ist , was
der Fall sein wird , wenn die Erbfolge aus die Leibeserben
des jetzigen Fideicommißbesitzcrs übergeht . Will man aber bei
den Fideikommissen und Lehen die Erbfolge für den Zunächst-
berechtigren eintreten lassen , so scheint mir , muß diese auch
bei den Slammgütern eintreten ; auch bei diesen hat der
Zunächstberechtigte die Erwartung , daß das Stammgut auf
ihn übergeht , in dieser Erwartung würde er aber durch daS
Gesetz getäuscht werden . Freilich läßt sich sagen , der Stamm-
bursdesitzer könne das Stammgut mit Schulden belasten und
so diese Erwartung vereiteln , aber was geschehen kann , ge¬
schieht dadurch noch nicht , und um so weniger , wenn es ge¬
gen das Gesetz ist. Wenn der Besitzer des StammgutS das¬
selbe mit Schulden belastet , und seine Erben oder sonst Je¬
manden dadurch begünstigt , so ist dies gegen die Absicht deS
Gesetzes , welches nicht blos will , daß das Stammgut auf
den Stammerben übergeht , sondern daß auch die Familie des
Stammgutsbesitzers in Wohlstand erhalten bleibe. Es würde
auch nicht an Rechtsmitteln fehlen, eine solche Handlung des
StammgutS anzufechten , wenn sie erwiesen werden kann , da
sie meines Erachtens eine Umgehung des Gesetzes enthält.
Ich will keinen d'esfallfigen Antrag stellen , sondern wollte
nur meine Bedenken zur Sprache bringen.

Abg . Pancratz : Ich finde nicht , daß der Artikel deS
Staatsgrunbgesetzes , welcher vorschreibt , daß die Lehen und



!67

Fideikommisse aufgehoben werden sollen, dem in den einzelnen
Artikeln des Gesetzes angenommenen Princip entgegenstebe.
Es heißt im Elfteren ausdrücklich : „das Nähere über die Art
und Weise der Ausführung ist durch ein Gesetz zu ordnen,"
sowie nachher , bei den Fideikommissen heißt es : „die Art und
die Bedingungen der Aufhebung wird durch das Gesetz be¬
stimmt ." Demnacd glaube ich nicht , daß man dem Gesetze
im Allgemeinen vorwerfen kann , daß es diesen Artikeln nicht
entspräche . Will man aber , wie der Vorredner gesagt hat,
gegen die einzelnen Bestimmungen Etwas einwenden , z. B.
einen Uebergang auf die zunächst Berechtigten nicht gestatten,
so gehört das meines Erachtens zu Art . 3 ., und wenn weiter
darauf hingewiesen wird , daß, wenn bei Lehen und Fideikom¬
missen , auch bei Stammgütcrn eine derartige Bestimmung
eintreten müsse , so steht es ja frei , einen Antrag darauf zu
stellen.

Regicrungscomm . Runde : Ich glaube schon jetzt, da
die Frage doch einmal in Anregung gebracht worden ist, her --
vorhebcn zu können , daß es wohl lediglich Sache der Gesetz-
gebungspolitik ist , zu entscheiden , inwiefern das Gesetz über
Fideikommisse, den Lehensverband und die Stammgüter gleich
so in Kraft treten könne , wie der Herr Abg . Barg mann
der Meinung zu sein scheint , oder ob noch eine einmalige
Succession zuzulassen ist. Der schroffe Uebergang von einem
RechtSzustande zu einem gndcrn führt immer Nachtheile und
Unbequemlichkeiten für die dadurch Betroffenen herbei , und
Liese sollen auf schonende Weise ausgeglichen werden dadurch,
daß die Wirksamkeit des Gesetzes noch eine Zeltlang hinaus-
geschoben wird . Dadurch wird das Princip an sich nicht
alterirt und das Staatsgrundgesetz , was die Fideikommisse
aufzuheben gebietet , wird dadurch immer aufrecht erhalten.
Ich glaube , baß die Staatsregierung an diesem schonenden
Principe sisthalten und nicht zugeben wird , daß in dieser
Sache härter vorgegangen wird , als nöthig ist. Zn Bezug
auf die Stammgütcr ist zu bemerken , daß bei diesen nicht
dieselben Nachtheile eintreten , als bei den Fideikommissen , und
daß es daher nicht nöthig schien , hier dieselben Beschränkun¬
gen eintreten zu lassen.

Abg . Wtbel I . : Wenn Jemand versprochen hat , es soll
Etwas aufgehoben werden , und es kommt nachher zur Er¬
füllung seines Versprechens , und er sagt dann : Ja , es soll
aufgehoben werden , aber  in 30 bis 40Jahren, . so kann man
das zwar eine Erfüllung des Versprechens nennen , der ge¬
sunde Verstand wird aber einen andern Namen dafür zur
Hand haben . Wenn der Herr Regierungscommiffär sagt:
Es könne das Politik sein , Politik der Gesetzgebung , ober
andere Politik , so gebe ich das zu ; eine gute und lobcns-
werthe Politik ist es aber nicht . Wenn cs also eine Mög¬
lichkeit giebt , das gegenwärtige Gesetz so in Anwendung zu
bringen , wie es der Buchstabe und Geist des Staatsgrund¬
gesetzes will , so würde dieser vorzuziehcn sein, und die Gründe
dafür , daß dieses möglich und rälhlich sei, liegen meines Be-
dünkens klar vor . Ich will inbeß , da die Versammlung es
zu wünschen scheint , diesen Gegenstand in der allgemeinen

Debatte nicht weiter erörtern , ich will mir aber Vorbehalten,
die Ansichten des Abg . Bargmann  mit Gründen zu unter¬
stützen, so gut ich es kann , wenn wir diese Frage erörtern werden
beim Art . 3 ., denn daß sie dahin besser gehört , darüber bin
ich mit dem Abg . Pancratz  einverstanden , nicht aber ein¬
verstanden bin ich mit der Art und Weise , in welcher dem
Abg . Bargmann  von anderer Seite entgegengetreten wor¬
den ist.

Abg . Bargmann : Ich glaube allerdings , daß meine
Worte hier am Platze waren . Ich wollte nämlich eine Ueber-
einstimmung in der Erbfolge hinsichtlich der Lehen, Fideikom¬
misse und Siammgüter ; ich wollte , daß diese entweder bei
allen beibehallen würde , oder bei allen wegfiele , und deßhalb
mußte ich eS wohl vor der Deralhung der einzelnen Artikel
bei der allgemeinen Debatte zur Sprache bringen.

Abg . Selckmann H . : Der tz. 43 der Geschäftsordnung sagt
ausdrücklich : „Bei Gesetzentwürfen findet zuerst eine allgemeine
Verhandlung über die Frage statt , ob überhaupt auf die Be-
rathung im Einzelnen eingegangen werden soll. Entscheidet
sich der Landtag gegen daS Eingehen auf die einzelnen Be¬
stimmungen des Entwurfs , so gilt der Letztere als abgelehnt,
so lange nicht ein Antrag auf Annahme des Gesetzentwurfs
im Ganzen gestellt und angenommen ist. Wird dagegen jene
Frage von der Versammlung bejaht , so beginnt die Verhand¬
lung über die einzelnen Bestimmungen des Entwurfs und die
dazu gestellten Derbefferungsanträge ." Also kann sich hier die
allgemeine Debatte nur darauf beschränken, ob auf den Ent¬
wurf einzugehen , oder ob derselbe zu verwerfen sei. Darauf
hatte ein Antrag gestellt werden müssen . Da das nicht ge¬
schehen, so hat die angeregte Diskussion durchaus kein Ziel
gehabt und ist eine völlig unnütze gewesen.

Präsident : Da sich Niemand weiter zum Worte ge¬
meldet hat , so schließe ich die allgemeine Bcrathung und wir
gehen zur Berathung im Einzelnen über . Ich ersuche den
Herrn Berichterstatter , zuerst den Eingang des Berichts und
dann die Bemerkungen zum Artikel 1. vorzutragen.

Abg . Strackerjan I . (verliest den Eingang des Berichts
Anlage 29 ). Ich füge hier im Allgemeinen noch hinzu : Wir
haben bei Begutachtung des Gesetzentwurfs , weil wir Mate¬
rial für die ersten Sitzungen des Landtags liefern mußten,
nicht Muße genug gehabt , um die vorgeschlagenen Zusätze und
Abänderungen einer genauen Prüfung zu unterwerfen , wir
haben hauptsächlich Len Sinn des Gesetzes im Auge gehabt
und legen auf die von unö vorgeschlagene Fassung kein großes
Gewicht , besonders auch , weil bei der zweiten Lesung die
Fassung noch Berücksichtigung finden wird . ( Verliest dann
weiter das zu Art 1. im Berichte Bemerkte .)

Präsident : Begehrt Jemand das Wort über den zu
Art . 1. gestellten Antrag des Ausschusses?

Abg . Selckmann II . : Ich glaube , der Gedanke , den
der Ausschuß durch den vorgeschlagenen tz. 2 . ausdrücken will,
wird sich etwas bestimmter und kürzer durch eine andere Fas¬
sung ausdrücken lassen. Zudem scheint mir der §. 2. insofern
ein Bedenken gegen sich zu haben , als darin gesagt ist, bas
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Gesetz bezöge sich nicht auf die in der sideicommissarischen
Eigenschaft nicht begründeten Beschränkungen , während der
Ausschuß , so viel ich aus seinem Berichte entnommen , nur
will , daß der Art . L.§ sich nicht darauf beziehen solle . Deß-
halb , glaube ich , könnte man dies besser dadurch ausdrücken,
daß gesagt würde:

„Alle Fideicommisse sind unter den nähern Bestimmun¬
gen der folgenden Artikel aufgehoben und geht der Ge¬
genstand derselben in soweit in das freie Eigenlhum
des Besitzers über , als die bisherigen Beschränkungen
in der sideicommissarischen Eigenschaft begründet sind ."

Es würde damit dieser Gedanke , baß der Art . 1. sich

nicht aus diejenigen Beschränkungen bezieht , welche nicht in
der sideicommissarischen Eigenschaft begründet sind , bestimmter
ausgedrückl sein.

Präsident : Das Amendement des Hern Abg . Selck-
mann II . lautet:

„Alle Fideicommisse sind unter den nähern Bestim¬

mungen der folgenden Artikel aufgehoben und geht
der Gegenstand derselben in soweit in das freie Eigen¬
thum des Besitzers über , als die bisherigen Beschrän¬
kungen in der sideicommissarischen Eigenschaft begrün¬
det sind . "

Damit würde der Art . I . des Entwurfs wegfallen und
ebenso der § . 2 ., den der Ausschuß beantragt hat . Der Abg.
Wibel  I . hat das Wort.

Abg . Wibel I . : Ich meines Theils könnte auch dem
Zusatzparagraphen , den der Ausschuß vorgeschlagen hat , meine

Zustimmung nicht geben . Ich habe nämlich die Besorgniß,
daß statt Zweifel zu heben , neue dadurch hervorgerufen wer¬
den . Wenn die Ausnahme von der Aufhebung eines Fidei¬
kommisses , darauf begründet sein soll , daß Etwas in der fi-

deicommissarischen Eigenschaft  begründet sei , so
könnte dadurch und würde wahrscheinlich der Richter , der
künftig eine vorliegende Streiisrage zu entscheiden hätte , Ver¬
anlassung nehmen müssen , auf viel allgemeinere Gründe zu¬
rückzugehen , als die Absicht ist, um zu erforschen , ob die Neben
dem Fidcicommiß bestehenden anderen Eigcnthumsbcschränkun-

gen hervvrgegangcn sind , die doch nichts destoweniger durch¬
aus nicht in der Posilion , um die es sich handelt , direct be¬

gründet sind , oder aus ihr abzuleiten sind . Ich bin deßhalb
der Meinung , daß dieser Zusatz mehr Undeutlichkeit herbei-
führen würde , als er beseitigen will ; dasjenige , waö in fidei-
commissarischer Eigenschaft begründet ist oder nicht , wird da¬

mit nicht zur Gewißheit gebracht , und eS soll doch unmöglich
daraus deduzirt werden dürfen , ob eS etwa die Absicht des

Stifters gewesen ist , das Eine von dem Andern abhängig zu
machen , oder nur aus Rücksicht auf die sideikommissarische Ei¬

genschaft des fraglichen Gutes dem Eigenlhum diese oder jene
Schranke hinzugefügt haben wollte . Ich bin nicht im Stande
für den Augenblick einen bessern Ausdruck für einen Erlaute-

rungszusatz zu finden , aber ich halte auch diesen ganzen Zu¬
satz für nicht erforderlich , ein Zusatz , durch den man nicht
mehr Klarheit giebt als im Gesetze selbst enthalten ist , der ist

verwerflich . Ich glaube also , wir thalen besser , wir machten
den Zusatz , welchen der Ausschuß beabsichtigt , nicht , es wird
bas Gesetz besser und richtiger interpretirt werden ohne die¬
sen Zusatz , denn daß durch dieses unser Gesetz nicht ganz
neue  Freiheiten des Eigenthums  gegeben werden sollen,
die das Eigenlhum vorher nicht halte , entweder zufolge au-
tonomischer Bestimmungen oder nach dem Gesetz , das ist so
sehr Selbstverstand , daß jeder Zusatz die Sache nur dunkler
machen würde . Ich meinestheils muß also , wenn nicht ein

Besseres noch vorgeschlagen wird , nicht bloß gegen den Aus¬
schußantrag stimmen , sondern kann auch den Zusatz des Abg.
Selckmann  für nicht besser halten , weil in demselben wieder
derselbe bedenkliche Ausdruck : in der sideikommissarischen begrün¬
det sein , vorkommt.

Präsident : Ich habe noch die Frage zu stellen, ob
der Verbesserungs - Antrag des Abg . Selckmann  unter¬
stützt ist?

(Wird nur durch eine Stimmme unterstützt .)

Der Antrag ist nicht hinreichend unterstützt , kommt also
nicht mit zur Beraihung.

Abg . Selckmann II . : Ich möchte mie die Bemerkung
zu der Unterstützungsfragestellung erlauben , daß die Mitglie-
ver zu ersuchen sein werden , sich zu erheben . Ich würbe mich
z. B . für meinen Antrag jedenfalls erhoben haben.

Abg . Rüder : Ich möchte dem Abg . Selckmann  Vor¬
schlägen , «einen Antrag als eveniuellen einzubringen . Es
werden mehrere in der Lage sein , gegen alle Zusätze zu stim¬
men , jedoch lieber iür den Antrag des Abg . Selckmann,
alS den des Ausschusses.

Abg . Selckmann II . : In dieser Beziehung kann ich
nur bemerken , daß ich jedenfalls vorausgesetzt habe , der An¬

trag des Ausschusses werde zunächst und dann mein Antrag
zur Abstimmung kommen.

Präsident : Ich bitte die Herren, welche den Antrag
des Abg . Selckmann  unterstützen wollen , sich zu erheben.
— Er ist hinlänglich unterstützt . Der Abg . Pancratz  hat
das Wort.

Abg . Pancratz : Ich möchte noch bemerken : es ist vor¬
hin hervorgehoben worden , daß dieser Zusatz die Bestimmung
undeutlich mache und daß er sich von selbst verstehe . Der
Meinung bin ich nicht . Allerdings die Absicht ist uns Allen
ziemlich klar , wir glauben aber dadurch , daß ausdrücklich ge¬
sagt wird : das Gesetz betrifft die andern Beschränkungen des
freien Eigenlhums nicht — bestimm ! hervvrgehoben wäre , daß
nicht alle Beschränkungen des Eigenlhums gerade durch dieses
Gesetz aufgehoben sind , wogegen der Ausdruck des Gesetzes:
„gehet in das freie  Eigenthum des Besitzers über " , geltend
gemacht werden könnte.

Rcgierungscomm . Runde : Ich mache die Herren darauf
aufmerksam , daß dieser Zusatz zu größere , Zweifeln Anlaß geben
kann , als im Entwürfe des Gesetzes selbst liegen . Wenn der
Entwurf sagt , daß der Gegenstand des Fideikommisses in das freie
Eigenlhum des Besitzers selbst übergehe , so glaube ich, daß hier
darunter nur verstanden werden kann , das vom Fideicommiß-
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verbände befreite Eigenkhum geht auf ihn über und Nieman¬
den wird es einfallcn zu glauben , daß andere Beschränkungen
des Eigenthumß , z. B . Servituten und dergleichen , damit auch
aufgehoben werden sollten . Ich glaube cs um so mehr , als
in allen Gesetzgebungen , die mir bekannt sind , derselbe Aus¬
druck gebraucht ist : „ in freies Eigenthum übergehen " , wenn
der Fiveicommißverband aufhörcn soll und auch in diesen Ge¬
setzgebungen möglicherweise die Meinung hervvrgelreten ist,
daß auch andere Beschränkungen damit aufgehoben seien.

Präsident : Es hat Niemand weiter um baö Wort ge¬
beten.

Abgt Becker : Ich bitte um das Wort.
Präsident : Sie haben das Wort.
Abg . Becker : Ich wollte mich für den Antrag des Aus¬

schusses dahin aussprechen , baß dieser Zusatz nicht eigentliche
Beschränkungen des Eigenlhums , Servituten und dergl . im
Auge hat . Der Gesetzentwurf Hai überall nur die Fidcicom-
misse, wie sie regelmäßig in Deutschland Vorkommen, im Sinne,
bei denen , wenn die sidcicommissarische Erbfolge wegfällt , der
Gegenstand von selbst in freies Eigenthum übergeht . Es giebt
indeß andere Fideicommisse und es ist mir ein's bekannt im
hiesigen Lande , bei welchem durch das Fideicommiß das Eigen-
Ibumsrecht eines Dritten beschrankt wurde , so daß , wenn die
siocicommißberechligte Familie ausstirbt , derjenige , der mit
diesem Fideicommiß belastet ist , nunmehr wieder unbeschränk¬
ter Eigemhümer des Ganzen wird ; dabei schien mir zweifel¬
haft , ob einem solchen Rechte auch genügende Slcherhe t ge¬
währt werde , wenn cs nun heißen soll : daS Fideicommiß geht
in das freie Eigenthum deS Besitzers über . Falls cs die Ab¬
sicht des Gesetzes ist , dieß auszudrücken , so würde ich dafür
sein, es stehen zu lassen oder noch scharfer auszudrücken , sollle
aber die Absicht der Herren dahin gehen , daß , wenn in einem
solchen Falle die sideicommißberechtigte Famrlle ausstirbt , daS
Recht des beschränkten Eigenthums wieder in Kraft träte , so
würee das durch den Zusatz am besten ausgesprochen werden.
Vielleicht ließe sich einwenden , daß in zweifelhaften Fallen
der Richter schon so entscheiden würde , wenn nicht die Motive
des Gesetzes Veranlassung gäben , daran zu zweifeln . — In
einer ähnlichen Lage befindet sich das Aidcnburg -Bentinck ' sche
Fideicommiß , wobei , wenn die dieses Fideicommiß jetzt besi-
tz.ntc Familie ausstirbt , Oldenburg das Recht har , dieses Fi-
deicvmmiß wieder an sich zu nehmen , und in Betreff dessen
doch ausgesprochen ist , das Bentinck ' sche Fideicommiß soll
nicht aufgehoben werden , weil Oldenburg dieses Anrecht hat.
Daraus würde hcrvorgehen , daß wenn ein solcher Fall nicht
ausgenommen wird , das Rückfallsrecht , welches der Staat
doch beansprucht , für Privatberechligte in gleichem Falle weg¬
sallen soll.

Abg . Wtdel I. : Aus dem Vortrage des Abgeordneten,
der vor mir bas Wort hatte , ist sichetlich mir Wahrheit zu
entnehmen , daß die richterliche Auslegung bei diesem Gesetz,
wie leider bei vielen , auf Zweifel und Bedenken stoßen kann,
und daß die Einzelheiten eines Falles so liegen können , daß
die Gesetzesauslegung oft recht schwierig ist ; aber ich habe

nicht daraus entnommen , daß die Schwierigkeit eine gelindere
würde , wenn wir dm Zusatz machten , daß das , was in der
sideicommissarischen Eigenschaft nicht begründet sei, nickt auf¬
gehoben werden solle, ob nicht vielmehr dieselben Zweifel den¬
noch wieder entstehen würden , was in sideicommiffarischcr Ei¬
genschaft begründet wäre oder nicht , und , wie mir scheint , in
einem nach viel weiteren Umfange . Ich muß deshalb immcr
roch für besser halten , den Zusatz des Ausschusses hinweg zu
lassen. Die Motive des Gesetzentwurfs , das gebe ich zu, kön¬
nen alsdann , namentlich in den vom Abg . Becker hervorge-
hobenen Fällen , zu einigem Zweifel Veranlassung geben , diese
Zweitel werden aber auch , wie uns der Vorredner selbst
auSgeführt hat , zu beseitigen sein, wie viele andere , und über¬
dies , meine Herren , steht seinen Motiven dann der Bericht
über die heutige Sitzung zur Seite , und dcr richtige Sinn,
unter dem wir das Gesetz angenommen haben , wird daraus
erkennbar sein.

Abg . Selckmann II. : Damit man sich nicht durch dir
Versicherung , die soeben vorgcbracht wurde , verleitm lasse,
muß ich zunächst bemerken , daß diejenigen Verhandlungen,
welche im Landtage über einen Gesetzentwurf Vorkommen, nicht
unbedingt dazu dienen können , den Sinn e.ms publicirten
Gesetzes sestzustellen. Das Gesetz muß so ausgelegt werden,
wie es nach seinen Worten vorliegt und wie es die Absicht
des Gesetzgebers war . Der Land .ag allein ist aber nicht Ge¬
setzgeber; sondern cs ist auch von Seiten der Staatsregierung
die Zustimmung zu den Beschlüssen des Landtags erforderlich,
und ich glaube nicht, daß die Slaatsrcgierung , indem sie ihre
Zustimmung zu einem Gesetze giebt , dadurch auch ihre Ueber-
einstimmung mit allen über den Sinn des Gesetzes im Land-
rag ' geäußerten Ansichten zu erkennen giebt, und daß deßhalb,
wenn ein Zweifel besteht über die Auslegung und den Sinn
des Gesetzes, dieser Zweifel nicht allein durch die Verhand¬
lungen des Landtages , durch die Ansichten , die hier ausge¬
tauscht wurden , befestigt werden . Also diese vom Abgeord¬
neten für Vechta ausgesprochene Versicherung kann nicht
genügen , über einen an sich nach der Fassung zulässigen
Zwcisil hinweg zu gehen . Wenn cs vo .kömmt , daß Fidei¬
kommisse vorhanden sind, welche andern Beschränkungen , als
die in der Fideicommißcigenschaft begründeten , erleiden , so
glaube ich, daß allerdings der Zweifil entstehen kann , wie
schon vom Abgeordneten für Oldenburg bemerkt worden ist,
ob auch diese Beschränkungen aufgehoben sind , oder nicht.
Dcr einzige Grund , der gegen die Fassung spricht , ist , daß
er wieder Zweifel erwecken würde darüber , was denn in der
sideicommissarischen Eigenschaft begründet ist. Ich glaube aber,
daß die Fideicommisse im hiesigen Lande und in Deutschland
überhaupt sich hinreichend genau festgesetzt haben , um zu
wißen , daß die sideicommissarische E genschaft aber nur eine
Beschränkung der freien Dlspositionsvefugniß des Eigenthums
in Beziehung auf Veräußerungen enthält , dies ist die eigen-
thümliche Bedeutung des Fldeicommiffes , und ich glaube , wenn
man in dem Gesetze sagt : die in den Fideicommiffen und Le¬
hen enthaltenen Beschränkungen sollen aufgehoben werden , so
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ist dies deutlich genug , und der Richter wird dann keine be¬
gründeten Zweifel haben können.

RegierungS comm. Nunde : Es heißt wohl in die Kasuistik
allzusehr eingehen , wenn man bei Gesetzen in einzelne Fälle
so sehr eingehen will , wie es der Abg . Becker that . Ich
glaube , daß dieser Fall nicht so aufzufassen ist , wie ihn der
Abg . Becker genommen hat , eben so glaube ich , daß der
Rückfall nicht in der sideicommissarischen Eigenschaft begründet
ist. — Es ist angeführt worden , ähnlich wäre der Fall mit
Aldenburg und die Motive würden zu Zweifeln Anlaß geben:
daS ist aber nicht der Fall ; die Motive erkennen an , daß der
Rückfall mit dem Frdeicommiß nichts gemein habe , daß aber,
wenn die freie Verfügung hergestellt werde , das Rückfallsrecht
ganz illusorisch gemacht würde , indem die Güter verkauft
werden würden , aber es bleibt stehen, wenn das Fideicommiß
auch aufgehoben wird.

Präsident : Wir schreiten zur Abstimmung . Ich würde
den Antrag des Ausschusses zunächst zur Abstimmung brin¬
gen und darauf den Berbesserungsantrag von Selckmann.
Der Ausschußantrag lautet:

Der Landtag wolle beschließen : Art . 1. folgenden Zu¬
satz zu geben : „Nicht in der sioeikommissarischen Eigen¬
schaft begründete Beschränkungen des freien Eigen-
IhumS werden durch gegenwärtiges Gesetz nicht be-

. troffen ."
Mit der Annahme dieses Zusatzes würde natürlich der

Selckmannsche  Verbesserungsantrag gefallen sein. Ich er¬
suche diejenigen Herren , welche dem Anträge des Ausschusses
beitreien wollen , sich zu erheben.

(Die Minderheit erhebt sich.)
Der Antrag ist abgelehnt.
Der Verbesserungsantrag des Abg . Selckmann  lautet:

//Alle Fideikommisse sind unter den näheren Bestim¬
mungen der folgenden Artikel aufgehoben und geht
der Gegenstand derselben in soweit in das freie Eigen¬
thum des Besitzers über , als die bisherigen Beschrän¬
kungen in der sideicommissarischen Eigenschaft begrün¬
det sind ."

Mit der Annahme dieses Antrags fällt Art . 1. des Ent¬
wurfs weg , mit der Ablehnung des Antrags bleibt Art . 1.,
wie er im Entwurf gefaßt ist , stehen. Ich ersuche diejenigen
Herren Abgeordneten , welche dem Verbesserungsantrag des
Abg . Selckmann  beitrelen wollen ., sich zu erheben.

(Die Minderheit erhebt sich.)
Der Antrag ist abgelehnt , es bleibt hiernach bei Art . 1.

des Entwurfes . Wir gehen zu Art . 2 . über.
Abg . Strackerjan I . ( verliest den Bericht zu Art . 2.).
Präsident : Begehrt Jemand das Wort? — Da das

nicht der Fall ist, bringe ich die Anträge des Ausschusses zur
Abstimmung . Da von keiner Seite sich dagegen Widerspruch
zu erheben scheint, werden diese sämmtlichen Anträge , die von
dem Ausschuß zu Art . 2 . gestellt sind , vielleicht zusammen
zur Abstimmung gebracht werden können . — Da nichts da¬
gegen erinnert wird , werde ich so verfahren . Ich ersuche

daher die Abgeordneten , welche die Anträge , wie sie zum
Art . 2. gestellt und vom Berichterstatter eben verlesen sind,
annehmen wollen , sich zu erheben.

(Die Mehrheit erhebt sich.)
Die Anträge zu Art . >2 . sind angenommen . Wir gehen

zu Art . 3.
Abg . Strackerja » l. : (verliest den Bericht zu Art . 3.

unter I .) .
Ich kann vielleicht hier cinhalten.
Präsident : An diesen Vorschlag würde sich die allge¬

meine Debatte knüpfen.
Wir werden also zunächst über Art . 3 . I . verhandeln.

Der Abg . Wibel  I . hat das Wort.
Abg . Wibel I . : Also hier nur Das , was vorhin aus

der allgemeinen Debatte an diese Stelle verwiesen worden
ist ! — Meine Herren ! ich will nicht darauf zurückkommen,
was schon vorhin berührt wurde , auf die Frage , ob es dem
Geiste des Slaatsgrunvgesetzes besser entsprechen werde , wenn
wir den ß. 1. des Art . 3 . annehmen oder wenn wir es nicht
thun . Ich will nur diejenigen Gründe einer kurzen Prüfung
mit Ihrer Erlaubniß unterziehen , die dafür ungezogen wor¬
den sind , daß es nolhwendig sei , die Erfüllung dessen, was
schon vor 3 Jahren zugesagt war als Etwas sehr Erwünsch¬
tes , hinauszuschieben auf ein Lebensalter . — Daß nicht Gründe
des strengen Rechts dazu vorliegen , werden Sie aus den
Motiven des Entwurfs der Staatsregierung selbst ersehen
haben . Lägen die vor , sie würden ohne Zweifel in den Vor¬
dergrund gestellt worden sein und sie stehen dort nicht . Es
hat allerdings von deutschen Rechtsgelehrten versucht werden
wollen , auch Gründe des Rechts dafür aufzusuchen . Man
hat nämlich den Fideicommiß -Anwärtern , wenigstens den be¬
reits Geborenen , ein Recht geben wollen an dem Fideicom-
mißgure im Besitz des jetzigen Inhabers . Mam ging dabei
aüs von der Vorstellung , es liege gethciltes Eigenthum zwi¬
schen dem Besitzer und der berechtigten Familie vor . Man
verglich die Sache mit dem Lehnsverhältnisse . Man legte
der Familie das Obereigenlhum bei. Der jetzige Besitzer
wäre nur der usukruetuarius ( oder Nutznießer ) und die An¬
wärter hätten ein jus emiriens ( Obereigenthum ) über ihm.
Indessen verständigerer juristischer Scharfsinn hat dies Alles
längst als unbegründet bei Seite gelegt . Es fragt sich dann
nur noch nach Gründen der Politik der Gesetzgebung und
— nach den sogenannten Gründen der Billigkeit.
Soll ich zunächst die Gründe der Billigkeit prüfen , so steht
einer gleich zur Hand . Es heißt, cs ist hart , wenn Jemand
geboren ist, in der Hoffnung auf ein reichdotirtes Leben, und
er erfährt mitten auf seiner Laufbahn , daß er darin getäuscht
sei ; es heißt : es ist unrecht , diese Ursache dazu gegeben zu
haben . Die Lhatsache ist nicht zu läugnen ; es kann eine
harte Verletzung für den Einzelnen entstehen , der erzogen von
Jugend auf in der Sicherheit , er werde einst der Lehnßerbe
eines großen Vermögens werden , wenn dann plötzlich seine
Hoffnungen getäwcht sind, und er sich nicht gewöhnt hat von
Jugend auf , sein Brod durch eigne Anstrengung anderswie



zu suchen. Das Bild dieser hoffnungslosen Lage könnte uns
ein wichtiger Grund sein , bedachtsam zu Werke zu gehen.
Ob es aber ein Grund sein könnte bei der Gesetzgebung,
die wir Vorhaben , das würde demnach die Frage sein , denn
in andern Dingen fragt man auch nicht an , ob das Gesetz,
wenn cs an sich das Richtige ist , wenn cs in der Mehrheit
der Fälle dem Guten entspricht , ob es dann einen Einzelnen
etwa verletzr; und es giebt wohl kcins , und wenn auch der
besten und vollkommensten Gesetze, welches den Einzelnen
nicht verletzte und vielleicht erbarmungslos wie einen Wurm
zerträte . Aber das Gesetz kann nicht anders , sonst läugneie
es seine eigne Existenz , negirle sich selbst, wäre nicht was cs
sein soll. Denn das Gesetz ist eben das Allgemeine,  es
kann , darf und soll nicht ins Besondere cingehen , sonst wird
cs sein eigner Widerspruch , eine Karikatur seiner selbst. Was
will da jener Billigkeitsgrund ? Aber sei denn dieser Billig-
keilsgrund auch einmal an und für sich geprüft , um zu
sehen, ob es uns denn wirklich so schwer ums Herz zu werden
brauchte , wenn wir den Art . 3 . hinwegstreichen wollen , wie
ich glaube , daß wir es müssen. Wie häufig werden die
Fälle sein , wo ein Fideicommiß - Anwärter in der ausgemal¬
ten mitleidswürdigen Lage sich befindet ? Der Gesetzentwurf
will ja nicht weit gehen auf dem eingeschlagencn Mitlcids-
wcge. Wir haben es alle gelesen und anerkannt , daß es auf
diesem Irrwege — wie ich glaube — weichherziger Billig¬
keit nicht soweit vorgeschritten ist , wie viele neuere Gesetz¬
gebungen es gar gclhan haben . Ich habe bestätigt gefunden
bei Lesung des Art . 3., daß vielleicht das äußerste Maaß
darin gehalten ist. Aber dennoch kann ich soweit nicht fol¬
gen. Ja , grade daß man sich aufs äußerste Maaß beschränkt
hat, möchte ein Grund sein, d e Bestimmung noch viel wem-
gcr anzunehmen . Wenn sie eine ausgebreilete Wirksamkeit
hätte , wenn sie zahlreiche und große Interessen zu schützen
bestimmt wäre , würde sie vielleicht noch eher anzunehmen
sein. Auf je kleinere Zahl sich die Fälle der Anwendung be¬
schränken werden , desto unrichtiger ist der Satz im Munde
eines Gesetzes. Wir sollen nach dem Regierungsentwurf nur
das Recht Derer schützen, nur Diejenigen wahren , die bereits
geboren waren am Lage der Publikation des Gesetzes. Wird
die Zabl derselben groß s.-in ? Biel Fedcicommifse und Lehen
sind überall in unserm Lande nicht . — Wird der hervorge¬
hobene Billigkeitsgrund auch selbst bei der kleinern Zahl der
Vorhandenen allenthalben eintreten ? Durchaus nicht , vielleicht
bei der überwiegend größer » Mehrzahl der Geborncn nicht.

Entweder , m. H . ! sind in sehr vielen dieser Fälle die
Vermögcnsverhältnisse der Art,  daß das ganze Wohl und
Wehe sich nicht dadurch bedingt , Fideicommißerbe zu sein oder
nicht, weil gerade in der neuern Zeit diejenigen Familien , die
mit Fideicommißgütern begabt sind , auch ein beträchtliches
Allodium sich daneben erworben haben , was in den Coniunc-
turen der jetztigen Verkehrsverhältnisse liegt . Oder in vielen
anderen Fällen sind die Erben schon so hoch in Jahren , daß
die Aufhebung der Fideicommißeigenschaft aus ihre Zukunft
keinen so wesentlichen Einfluß haben kann . Ebenso sind auf

der andern Seite Andere noch viel zu niedrig in Jahren , um
zu jenem Bilde passen zu können . Ihr Gesetz, meine Herren,
das bedenken Sie wohl ! das trifft auch den Säugling in
der Wiege . Hat dieser schon eine unwiderrufliche Lebensbahn
eingeschlagen ? hat er nicht noch Zeit und Gelegenheit genug
in jede  einzutreten ? Werden nicht viele andre Gesetze auch
gegeben , die den Säugling in der Wiege ebenso betreffen , die
ihn auch nötkigen , eine Zukunft nicht zu haben , die er sonst
gehabt haben würde ? Also, m. H . ! bei Allen diesen trifft es
nicht zu, es trifft überhaupt vielleicht bei keinem Einzigen im
ganzen Lande zu ! Dennoch stelle ich mich einmal auf den
Standpunkt hin , cs wäre and -.rs ' und ich hätte blos die
Wahl , entweder die starre Consiquenz des Rechrs walten zu
lassen oder der Billigkeit soweit nachzugeben wie der Artikel
3 es will , ich hätte blos zu wählen zwischen dem Wunsche
derer , die so gern zum freien Eigenlhum haben wollen , was
bisher Fideicommißgut war , und zwischen der Wohlchak , die
den Anwärtern dadurch geschehen kann , den Wenigen , die cs
so verderblich treffen kann , von denen Viele auch wieder zu¬
gleich Erben im freien Vermögen ftin werden , so daß die
Zahl immer mehr zusammenschrumpft , — m. H >! dann könnte
ich Loch vielleicht einen Augenblick bedenklich sein , ich würbe
es wenigstens nicht sehr radeln , wenn Jemand sich dafür
entschiede in der Weise , wie überall die modernen Gesetze
vielfältig gemacht sind , mit weichherziger Rücksicht auf Ein-
zelfäüe für den Artikel sich entschiede. Aber , m. H . ! es ist
noch' ein ganz anderer Gesichtspunkt hcrvorzuheben , und der
schlägt Alles auf die Seite . Denken Sie an das ungeheure
Weh , was Sic thun durch den An . 3 ; — Es besteht dies
nichi darin , daß die jetzigen Besitzer der Fideicommißgüter
noch nicht dahin kommen , wonach sie sich sehnten seit 50 Jah¬
ren diesseits des Rheins , das will ich auf die Seite stellen,
obgleich es doch viel Gewicht hat und obgleich es nicht gut
thut , die Erfüllung der Verheißungen , die 1848 gegeben ,
worden sind , immer enger und knapper werden zu lassen, sie
zu beseitigen , in einer Weise , die , wenn auch ohne Absicht,
wie Spott und Hohn herauskommt , wenn man sagt : Ihr
sollt das Versprochene haben , aber erst nach 30 Jahren i
Blicken Sie hin auf die Rechtsunficherh it , die Sie schaffen
durch den Art . 3 . ! Die Frage , ob Jemandes Gut die Fidei-
komnüßeigenschaft habe ober nicht , ob also ein Kauf , den er
darüber abschließt , eine Verpfändung , die er cingeht , gültig
und rechtsbeständig war oder nicht , das soll avhangig sein
von dem Leben dieses oder jenes unbekannten Fideikommiß-
anwärters nicht einmal , sondern cs soll dabei auch Bedin¬
gung sein , ob diese Anwartschaft ununterbrochen gewesen sei
oder nicht . Das steht anscheinend klar , obgleich doch schon
etwas verwickelt , auf dem Papiere ; aber hören Sie einmal
hin in die Wirklichkeit ! Fragen Sie , wie viele Fibeikommiß-
crbschaften ohne langjährigen Prozeß über den Sinn der al¬
ten unklaren Stiftungsurkunden angetreten worden find . Ich
glaube , die Zahl der Prozesse wirb eine sehr große sein und
wahrscheinlich lehr überwiegend gegen die Zahl derjenigen
Fälle , wo die Anwartschaft klar war , und noch viel über-
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wiegender gegen die winzige Zahl'der Fälle, wo der Billig¬
keilsgrund des Gesetzentwurfs wirklich vorhanden war. Dazu
kommt nun aber noch die zweite Frage: ist die Anwartschaft
immer ununterbrochen gewesen im Laufe einer gewissen Zeit?
Diese Frage von dem Untcrbrochensein ist bei den Gerichten
bis jetzt noch nicht in Anregung gekommen, die werfen wir
jetzt erst neu hinein und von dieser Frage soll es abhängig
sein, ob jene Verkäufe, Verfügungen, Zessionenu. s. w., die
in gutem Glauben getroffen wurden, gültig seien, oder nicht?
Der rechtliche Besitzer eines jetzt freigemachten veräußerten
Gutes , oder sein Nachfolger im 3. Gliede, der soll über
30 Jahre (denn die Klage verjährt erst in 30 Jahren) in
das Wirrsal und Unglück dieser Prozesse verwickelt werden
können? Jbn wollen wir seines Guts beraubt sehen, vielleicht
an den Bettelstab gebracht mit Weib und Kind. Sie , die
so weichherzig sind, haben sie mit diesem kein Erbarmen?
Ich halte dieses für unverantwortlich und halte cs für drin¬
gende Pflicht, Ihre Aufmerksamkeit aus diese bei weitem
größere Anzahl von Fällen zu lenken, während es leicht der
Fall sein könnte, daß durch die Streichung des Art. 3. kei¬
nem Einzigen eine wirklich tiefe Kränkung in seinen gerechten
Erwartungen zugeiugt würde. Und nochmals, m. H., auf
diese Erwartungen zurückzusehen, was hat es denn mit ihnen
auf sich? können sie nicht auch, wenn die fideicommissansche
Eigenschaft bleibt, ebenso gut getauscht werden? ist nicht Je¬
der eigentlich ein Thor gewesen, der sich so fest auf sie ver¬
lassen hatte? Er glaubte vielleicht, weil der jetzige Besitzer
sein alter unverheirathetcr Onkel von 70 Jahren ist, es könne
ihm kein Kind mehr geboren werden? Aber sind nicht Fälle
da, zumal wo cs eine Fideikommißerbschaftgilt , daß auch
dem Achtzigjährigen noch ein Sohn zur Taufe getragen wird
in spät geschlossener Ehe? Wäre endlich die Aufhebung des
Fideikommisses so unmenschlich hart gegen den Anwärter,
wird denn die Menschlichkeit nicht durch testamentarische
Verfügung zu Hülfe kommen in vielen Fällen? Sollen wir
gerechter sein, als der nahe Verwandte? und nichts dcstowe-
niger will das Gesetz loch roch alle diese Fälle vor Augen
halten? — Darum nehmen Sie auf jene Wenigkeit von Fäl¬
len keine Rücksicht mehr und bedenken Sie viel  mehr das
Unrecht aus der andern Seite für diejenigen, die mit ihrem
Eigenthum geschaltet hätten, und derjenigen, die darauf fitirt
hätten; nehmen Sie Rücksicht darauf, daß hier ein weit grö¬
ßeres Unrecht begangen sein würde. Ich möchte daher drin¬
gend rathen, den Artikel 3. nicht anzunehmen.

Ich brauche aber, glaube ich, keinen Antrag zu stellen,
sondern nur zu erklären: ich kann nicht für die Annahme
des Artikels stimmen, sondern werde für seine Verwerfung
stimmen.

Präsident : Abg. Pancratz  hat das Wort!
Abg. Pancratz . Es ist darauf hingewie'en worden,

als wenn dieses Gesetz dem Staatsgrundgesetznicht̂ entspräche,
oder vielmehr der Verheißung, die das Staatsgrundgesetz
gegeben hatte. Ich habe schon gesagt, daß ich dies, wenig¬
stens den Worten nach, nicht finden könne, weil ausdrücklich

gesagt ist, daß das Nähere über die Art und Weise und über
die Bedingungen der Aushebung werde bestimmt werden.
Ich kann nicht annehmen, daß damals der Sinn gewesen ist,
sofortige Aufhebung zu verfügen; denn ich finde nicht, warum
dann dies nicht gleich gesagt worden wäre. Man hätte
sehr einfach gleich Lehen und Fidcicommisse aufhebcn können
und deßhalb nehme ich an, daß, weil man spcciell hinzuge¬
fügt hat, daß die Art und Weise und die Bedingungen der
künftigen Gesetzgebung überlassen bleibe, man vorausgesetzt
hat, daß besondere Bedingungen hinzugefügt werden. Ich
glaube also hiernach, daß die Gesetzgebung vollkommen freie
Hand hat und gar nicht beschränkt ist durch das Staats¬
grundgesetz, wenn sie diese Bestimmung im Art. 3. hinzufügt.
Ob kiese berechtigt sind nach Billigkeitsrücksichtcn, die vor¬
walten, oder nach andern politischen Rücksichten, die der Ge¬
setzgeber nehmen darf , darüber will ich nicht weiter sprechen.
Die Motive »nthalren die Gründe dafür und dawider und
ein Jeder wird erwägen, ob sie ihm zulässig und hinreichend
scheinen oder nicht. Ich möchte aber auf eins noch aufmerk¬
sam machen; wenn so sehr darüber geklagt wird, daß die
Fideikommisse verlängert würden, so will ich darauf Hinwei¬
sen, daß sie im Art. 3. nicht weiter, als Art. 2. gestaltet, näm¬
lich eine Substitution zu stiften, ausgedehnt werden. Art. 2.
haben wir angenommen und ich sehe daher nicht ein, warum
man es hier nicht auch soll. Uebcr Rechtsunsichcrheit ist
gesprochen worden; es ist wahr, aber die Fideikommisse haben
doch sitzt dieselbe Rechtsunsicherheit und künftig wird sie nicht
vermehrt werden, im Gegenkheil, wird manches Eigenthum
gleich frei! Wo Jemand sich nicht sicher sieht, da muß es ihm
überlassen werden, von den vorliegenden Verhältnissen Er¬
kundigungen einzuzichen, wie dies jetzt auch erforderlich ist.

Abg. Mölling : Ich muß freilich mein Bedauern aus¬
sprechen, daß ich erst heute in diese Versammlung getreten
bin; ich babe diesen Morgen erst und zwar unmittelbar vor
der Sitzung den Gesetz-Entwurf erhalten, ich bin nicht im
Stande gewesen, dre wichtigen Fragen, die etwa dann ent¬
halten sind, zu übersehen und vorher mit mir durchzugchen
und zu prüfen; ich habe aber eingesehen, daß dieser 3te Ar¬
tikel so lief cingrcssend ist, daß er einer sorgfältigen Erwägung
bedarf und dabei muß ich Mich völlig der Ansicht anschlicßcn,
daß der Artikel durchweg zu streichen ist. Ich muß mich zu¬
nächst hier an das Slaaisgrundgesetzhalten; dasselbe sagt:
„die Fam-chenfidelcommisse sind aufzuheben rc.« Wenn der
Abg. Pancratz  dagegen hernorgehoben hat, daß diese Auf¬
hebung nicht unmitlelbar geschehen solle, sondern daß ein Ge¬
setz die Art und W.ise der Aufhebung zu bestimmen habe,
so kann ich dem vollkommen beilreten; aber nichtsdestoweni¬
ger steht der Satz auch fest, daß, wie auch das Ausführungs¬
gesetz falle, wie cs erlassen werden möge, dir Fideicommisse
aufgehoben sind. Den Satz müssen wir festhalten. Wir
müssen also fragen, was im Geiste dieser Best mmung liege.
Es liegt nicht im Geiste des Staatsgrundgesetz-s , daß auch
der jetzt Berechtigte— der zur Zeit deS Erlasses der Nächst¬
berechtigte sein wird, noch ins Fideicommiß berufen wird.
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Wenn man dieses fest hält , kann ich auch nicht einsehcn, daß
von einer Entschädigung die Rede sein kann . Entschädigun¬
gen würben , wenn man vom vertragsmäßigen Rechte aus¬
gebt , in gleicher Weise auch den später Berufenen gegeben
werden müssen. Ich halte also dafür : gesetzlich steht der
Aufhebung nicht allein Nichts entgegen , sondern gesetzlich und
zwar nach dem Smn und Geist und dem Worte des Staals-
grundgesetzes muß die Aufhebung geschehen. Wir müssen
also fragen : was ist zweckmäßig ? Wenn wir einen Blick
werfen auf die Beweggründe VcS Gesetzes , so steht ein Satz
vorne an , welcher sagt:

„Gerechtigkeit , oder doch die entschiedenste Billigkeit
verlangen , daß die Ansprüche der nächsten Fideicom-
mißerbsn gewachr werden ."

Ich glaube nicht , dag dieser Satz richtig ist , ich halte
nur ein Princip für das richtige in der Gesetzgebung . Das
Wohl des Einzelnen muß dem Gesammtwohle weichen. Wenn
also das Gesammtwohl fordert , daß die Stätigkeit der Fidei¬
kommisse falle , wenn solche Stiftungen im Widerspruche stehen
mit dem Wohl des Ganzen , wenn überhaupt die Aufhebung der
Fideicommisse darauf berühr , daß kein Mensch in die Zukunft
schauen kann , daß die Verwickelungen , die aus dem Beibe-
halten der Fideicommisse entstehen können , unvereinbar sind
mit dem Leben und der Bildung der Zeck.

Wenn die Ansicht der Aufhebung ferner darauf beruht,
daß Privilegien der Einzelnen durch Fideicommisse gefördert
werden gegenüber dem Gesammtwohle , so muß ich auch der
Meinung sein , daß der in den Beweggründen aufgestellte
Satz falsch sei. Überhaupt scheinen mir die Beweggründe
immer nur den Einen im Auge zu haben , den unmittelbar
Berechtigten . Es ist schon vom Abg . Wibel darüber das
Nöthige getagt , ich brauche es nicht zu wiederholen . Es kann
ein Einzelner allerdings dadurch sehr nachtheilig betroffen
werden . Ich will aber einmal dem einen einzelnen Fall ge¬
genüberstellen : Ein Familienvater ist der jetzige Besitzer eines
Fideirommißgutes , er hat eine Reihe von Kindern , die er alle
gleich liebt . Nun bekommt der Nächstberechtigte , der älteste
Sohn , Alles , und alle Andern , die der Vater mir gleicher
Liebe umfaßt , müssen leer ausgehcn . Schon dieses Beispiel
mag genügen , zu beweisen , baß , wenn von der einen Seite
von Billigkeitsgründen die Rede ist , die Aufhebung der F >-
deicommiffe hinauszuschieben , von der andern Seite ebenso¬
viel oder vielmehr weit größere dafür vorhanden sind , die
Fideicommisse sofort aufzuheben und sie in freies Eigenthum
zu verwandeln . Wenn überhaupt die Fideicommisse in der
Regel darauf ruhen , den Glanz der Familien aufrecht zu er¬
halten , den Einzelnen zu bevorrechten , eine Masse von Ver¬
mögen in die Hand Einzelner zu legen , die Zeit aber und
die jetzige Anschauung der Dinge grade bas Gegenthcil wün¬
schenswertst machen und wollen , daß die Famitiengüter unter
allen natürlich Berechtigten gl -ich vertheill werden , wenn die
Ansicht zur Geltung gekommen ist , daß das Wohl deS Gan¬
zen besser gefördert wirb , wenn solche Stiftungen aufhören,
so glaube ich, meine Herren , können wir kaum umhin , gleich
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die Aufhebung der Fideicommisse zu beschließen, und für Strei¬
chung dieses Artikels zu stimmen . Ich bin überzeugt , es
würden sehr wenig Härten dadurch entstehen , aber umgekehrt
sehr viele Harten dadurch ausgeglichen werden.

Abg . Becker : Ich bin allerdings mit dem Abg . Wibci
der Ansicht , daß wenn wir prüfen , ob und welche Rechte den
Anwärtern der Fideikommisse erhalten bleiben sollen, wir zwei
Gesichtspunkte haben , den des Rechts und in zweiter Linie
denjenigen der Billigkeit . Die Motive unseres Gesetzes be¬
rücksichtigen beide , wenn auch ohne scharfe Unterscheidung,
denn es heißt zunächst Seite 25 : „ Gerechtigkeit oder doch die
entschiedenste Billigkeit verlangen , daß die Ansprüche der
nächsten Fideikommißerben gewahrt werden . Die Gründe da¬
für entnehmen sich unmittelbar aus allgemeinen Lebenserfah¬
rungen und brauchen nicht weiter ausgeführt zu werden . Wei¬
terhin wird der Gerechtigkeit noch ein weit höherer Raum
gegeben, denn cS wird sogar gesagt, vaß selbst eine bloße Ab¬
findung den gerechten und wohlerworbenen Erwartungen und
Ansprüchen des zunächst Berufenen nicht entsprochen würde.
(S . 28 .) Im Allgemeinen kann ich mich nur mit diesem
letztem Gesichtspunkte einverstanden erklären und will mir
erlauben , zunächst ein wenig dabei zu verweilen . Ich halte
die Rechte der Anwärter für gerechte und wohl erworbene
Rechte , die bedingt sind , freilich oft vielfach dadurch , daß der
Anwärter eine Menge anderer Personen überleben muß , da,
wenn er diese nicht überlebt , sein Recht nicht zu Raum kommte
aber dennoch für wohl erworbene Rechte,  die nicht bloß ab¬
hängig sind von einem Gesetz, so daß sie, wie die bloßen Hoff¬
nungen eines Erben , selbst eines Stammerben nach Bujadinger
Recht , mit Aufhebung des Gesetzes von selbst wegsallen , son¬
dern die besonders begründet sind durch die Fideicommißstif-
tung . Sie sind auch gar nicht von der Willkür dritter Per¬
sonen mehr abhängig . Der Fideikommißbesttzer kann dem
Fideikommißanwärter sein Anwärterrecht nicht entziehen nach
der bisherigen Gesetzgebung . Nach dieser hat sogar der An¬
wärter ein Ingrossätionsrecht , ferner das Recht , den Besitzer
an Verschwendung zu hindern und in diesem Fall darauf an¬
zutragen , daß die Güter unter Sequester gelegt werden . Je
mehr Zwischenpersonen zwischen dem Besitzer und dem An¬
erben sind, um so mehr ist freilich das Recht des Letztem blos
bedingt und sehr unwahrscheinlich , seine Verwirklichung aber
ist nichtsdestoweniger ein sogenanntes wohlerworbenes Recht.
Nur die Nichtgeborenen haben noch keine Rechte und dieses
ist auch von unserer bisherigen Gesetzgebung bereits berücksich¬
tigt , indem diese nie ein Hinderniß darin gefunden hat , mit
Emwilligung aller lebenden Anwärter das Fideikommiß aus-
zuhebm . Sie habe aber auch die Einwilligung aller Lebenden
gefordert und selbst für Kinder Curatoren b, stellt, damit diese
für sie cinwilllgten . Wären die Ansprüche der Anwärter wirk¬
lich blos Hoffnungen , dann würde ich mit den Abgg . Wtbel
und Mölling  durchaus der Meinung sein , daß wir ihre
bloßen Hoffnungen gar nicht weiter aufrecht zu erhalten hätten,
Ein neues Erbgesetz , was eine neue Erbfolge einsührt , wird
gewiß nichr nach- der alten Erbfolge noch weiter erben lassen.
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Sind eö aber wohlerworbene Rechte, so sind sie nach dem bis¬
herigen Rechte entweder gar nicht, oder wenn, nur gegen
Entschädigung aufzukeben, zumal wenn die Aufhebung der
Fideikommisse nicht geschieht aus überwiegenden Gründen der
Nothwcndigkeit, oder weil sie an sich ein Unrecht sind, sondern
aus bloßen Nützlichkeitsgründen. Alle Gründe, die für die
Aufhebung sprechen, sind aber nur solche des Gemcinwohls-
und der Nützlichkeit. — Indessen hat man noch einen Ein¬
wand gemacht, nämlich, daß das Recht der Fideikommißan-
wärter bereits ausgehoben sei durch das Staatsgrunvgesetz.
Allein das Staatsgrundgesetz sagt bloß, die Fideikommisse
sind aufzuheben und die Art und die Bedingungen der Auf¬
hebung sollen durch ein Gesetz geregelt werden, und daß dies
nicht in dem Sinne zu verstehen ist, daß damit die Rechte der
Anwärter schon aufgehoben seien, geht klar aus den Motiven
hervor. Die Motive haben wir hier nicht zu suchen, indem
die deßfallsige Bestimmung im Staatsgrundgesetz nur eine
wörtliche Abschrift der Frankfurter Grundrechte ist. In diese
Frankfurter Grundrechte wurde, wöhrcnd der entgegengesetzte
Antrag der Linken, welcher dahin ging, zu sagen, die Fidei¬
kommisse sind sofort auszuheben, den der Abg. Mölling  in
demselben Sinne vertheioigte, wie heute, abgelehnt ward,
gerade der in unser Slaatsgrundgesetz aufgenommene Satz
ausgenommen, und von allen Rednern gegen den Abg. Mölling
dadurch motivirt, es seien die Ansprüche der Anwärter nicht
bloß Hoffnungen, es seien Rechte, und diese wolle man
nicht aufbeben, die Prüfung derselben wolle man den einzel¬
nen Regierungen überlassen. Die Aufhebung der Anwärter-
Rechte ist daher keine Verheißung vom Jahr 1848, welche
die Regierung jetzt zurücknimmt, diese Aufhebung ist noch nie¬
mals versprochen worden und es kann daher die Bestimmung
des Staatsgrundgesetzesnicht dafür angeführt werden. Ich
komme auf den zweiten Gesichtspunkt, den der Billigkeit.
Zch muß dem Abg. Wibel  vollkommen Recht geben, daß
wit diesem Gesichtspunkt in consequenter Durchführung nicht
viel anzufangen ist; es paßt nicht auf daS Kind in der Wiege,
wie der Abg. Wibel  schon hervorgehoben hat, wenn wir den
nächsten Anwärter deßhalb rufen wollten, weil er seinen Le¬
bensplan schon gebaut hat auf Rechte, welche ihm dereinst
zustehen könnten, wenn er vielleicht geheirathet und andere Ver¬
pflichtungen eingegangen hat. Dieser Gesichtspunkt würde aber
auch nach der andern Seite hin nicht consequent sein, cs würden
selbst billige Ansprüche ausgeschlossen werden, z. B . wenn der
Besitzer nur ältere Brüder hat und der jüngste dieser Brüder
hat einen Sohn , so ist dieser Sohn erst der dritte oder vierte
Zideikommißnachsolger, und weil, wenn es auch ausnahms¬
weise Vorkommen kann, daß 80 oder 90jährige Männer noch
Kinder erzeugen, es doch in der Regel nicht erwartet werden
kann, so hat dieser Sohn seinen Plan schon gebaut. Nach
Billigkeitsrücksichten laßt sich überhaupt nur die Regel be¬
stimmen, Ausnahmen kommen immer dabei vor. Daß aber
die Fälle, welche Art. 3. festgestellt hat, in der Regel die
Anwärtcrrechte dessen erhalten werden, der seinen Lebensplan
schon darnach gebaut hat, wird wohl nach allgemeinen Lebens¬

erfahrungen angenommen werden können. Auch möchte ich
noch bemerken, m. H-, daß wohlerworbene Rechte allerdings
aufgehoben werden können gegen Entschädigung und es der
Gesetzgebung wohl ansteht, dieses zu thun, wenn sie auch eine
kurze Fortdauer der Rechte für allzuschädlich hält, obgleich das
Institut der Fideikommisse zweitausend Zahre bestanden hat
und es nicht so furchtbar eilen wird, mir einem Male drüber
hinweg zu kommen und nicht noch einige Zahre zu warten,
dann kommt aber in Betracht, daß das Recht der entfernten
Anwärter, von vielen Bedingungen abhängig, gar nicht zu
schätzen ist, es hängt von so vielen Zufälligkeiten ab, daß
man die Entschädigung nicht ausmitteln kann. Anders ist es
bei dem nächsten Anwärter, der in der Regel jünger ist als
der Besitzer und den Besitzer nur zu überleben braucht. Für
solche Rechte ließe sich leichter eine Entschädigung finden, aber
wenn man auch diese nähme, ohne Entschädigung dafür zu
geben, so könnte ich dafür nicht einmal einen scheinbaren
Grund finden.

Präsident : Es hat sich Niemand weiter zum Worte
gemeldet. Begehrt der Berichterstatterdes Wort? (Dieser
verneint). Wir schreiten demnach zur Abst mmung. Ich er¬
suche diejenigen Herren Abgeordneten, welche dem Antrag des
Ausschusses zu §. 1. des Art. 3. beitreten und damit §. 1.
des Art. 3. annehmen wollen, sich zu erheben.

(Oie Mehrheit erhebt sich).
Der Antrag tst mit überwiegender Mehrheit angenommen.

Wir fahren im Berichte fort.
Berichterst. Strackerjan I. (verliest das unter VI. zu tz. 2.

des Art. 3. Bemerkte) .
Präsident : Begehrt Jemand darüber zu sprechen? —

Der Ausschuß beantragt, dem ersten Worte des Art. 3. , dem
Worte „wenn", »demnach" hinzuzufügen. Zch ersuche dieje¬
nigen Herren, welche Etwas dagegen zu erinnern haben, sich
zu erheben. — Es wird hiernach dem ersten Worte des Art.
3. das Wort „demnach" eingeschaltet.

Berichterst. Strackerjan I. (verliest daS unter III . zu
Art. 3. des Entwurfs Bemerkte).

Präsident : Begehrt Jemand das Wort hierüber?
Abg. Selckmann II . : Zch bitte um das Wort.
Präsident : Sie haben das Wort.
Abg. Selckmann II . : Zch muß mich gegen diesen vom

Ausschüsse vorgeschlagenen Zusatz aussprechen. Zch glaube,
daß derselbe ebensowohl überflüssig, als auch bedenklich ist.
Diejenigen Fälle nämlich, bei denen, wie der Ausschuß be¬
merkt, wirklich ein zunächst Berechtigter vorhanden ist, werden
genügend vom h. 1. des Art. 3. betroffen. Ist aber kein
zunächst Berechtigter da, weil es von der Bestimmung des
Fideicommißbesitzersabhängt, welche von mehreren Personen
— als Nachfolger berechtigt sein soll, so liegt nach dem auch
vom Ausschüsse anerkannten Grundsätze des Art. 3. kein
Grund vor, auch hier noch irgend Einen zu berücksichtigen,
hier die sofortige Aufhebung des Fideicommisses auszusetzen
und Jemanden noch einmal als Fideicommißcrben zu berufen,
weil weder wohlerworbene Rechte, noch auch begründete Aus-



sichtm auf die Nachfolge vorhanden sind. Es sind also hier
nicht einmal Billigkellsgründe , welche durch Annahme des
Art . 1. anerkannt sind , vorhanden , und deshalb glaube ich,
daß der Zu atz nicht angenommen werden kann.

Abg . LLibel I. : Ich bin zwar nicht damit einverstanden
gewesen , daß die Billigkeitsgründe des Art . 3 . angenommen
wurden , ich freue mich aber , daß Jemand , der dieselben an¬
genommen hat , doch nichtsdestoweniger mit dem Ausschüsse
nicht ganz durch Gras und Korn gehen will , denn mir ist
cs offenbar , daß von diesem hier viel zu weit gegangen wird.
Ich kann dem Anträge des Ausschusses also gleichfalls nicht
beiflimmen.

Abg . Pancratz : Ich glaube nicht , daß der Ausschuß
in diesem Anträge zu weit gegangen ist , er hat nur einen
Zweifel beseitigen wollen . Es ist hier nur der Fall vorge¬
sehen, wenn Jemand als zunächst Berechtigter im Sinne des
Art . 3 . vorhanden ist , es aber dem Besitzer des Fideicom-
misses zustand , seine Ansprüche zu beseitigen dadurch , daß er
einen Andern ernannte . Dann konnte es zweifelhaft sein,
ob Ersterer als zunächst Berechtigter anzusehen ist, indem der
Besitzer des FideicommisseZ noch keinen andern ernannt hatte;
konnte er aber nicht vielleicht noch einen ernennen ? Das ist
der Sinn , den der Ausschuß hineingelcgt hat . Ich möchte mir
aber erlauben , ein Amendement einzubringen , wodurch vielleicht
klar hervorgehoben würde , was der Ausschuß gewollt hat;
es würde lauten:

//Stand dem Besitzer des Fideikommisses das Recht
zu , den zunächst Berechtigten durch Ernennung eines
anderen Fidcicommißnachfolgers von solcher Nachfolge
auszuschließen , und hat derselbe bis zu dem im Art.
41 . genannten Tage von diesem Rechte keinen Gebrauch

gemacht , so ist das gedachte Recht des - Fideicommiß-
besitzers als weggefallen anzuschen . "

Es würde dann hier grade hervorgehen , daß der Fide i-
cvmmißbesitzer keinen mehr ernennen kann und daß derjenige,
der sonst nach den Bestimmungen dieses Fideikommisses der
zunächst Berechtigte sein würde , wenn er keinen ernannt hätte,
auch als solcher anzusehen ist.

Reg .-Comm . Runde : Was der Ausschuß mit dem An¬
trag gewollt hat , meine Herren , ist mir ganz klar , und ich
glaube nicht , daß es noch weiterer Erörterung bedarf , indeß
ich glaube auch, baß der Zusatz bedenklich ist. Will er Zweifel
beseitigen auf der einen Seite , so glaube ich , daß auf der
andern Seite viel mehr Zweifel dadurch hervorgerufen wer¬
den , denn wenn es im Zusatze heißt : „welcher zur Nachfolge
berufen sein würde , wenn der Besitzer Niemanden ernannt
hätte " , so frage ich : wer ist denn derjenige , der dann berufen
sein würde ? — Das kann nur derjenige sein , der in der
Fideicommißstiftung für diesen Fall genannt wäre . Wenn
nun aber in der Fideicommißstiftung für diesen Fall keiner
genannt ist , so ist man grade soweit , wie man vorher ge¬
wesen ist , und es sind diese Berechtigten wieder da , von
denen keiner als zunächst berechtigt ernannt worden ist. Wenn
mehrere solche Berechtigte da sind , von denen keiner als zu¬

nächst berechtigt erkannt werden muß — und das ist oft ge¬
schehen — so ist eben keiner  da , und ich glaube , daß eS
auch der ganzen Tendenz des Gesetzes nur entspricht , wenn
man diesen Zusatz wegläßt.

Abg . Pancratz : Ich will hier nur bemerken , daß das
zuletzt vom Herrn Regierungs - Kommissar Gesagte , wenn ich
nicht irre , grade von mir behauptet worden ist : Wenn nach
der Stiftung keiner von diesen berufen und ernannt ist , so
ist kein zunächst Berechtigter da ; aber wenn Eineriknach der
Stiftung berufen wird unter der Bedingung , daß der Fidei-
commißbesitzer keinen andern ernennt , dann soll der zunächst
Berechtigte berufen werden , wenn der Besitzer des Fidei-
commißgutes bis zu dem bestimm en Tage keinen Andern er¬
nannt hat.

Abg . Selckmana II . : Es geht aus den Bemerkungen
des Vorredners hervor , daß sich sehr verschiedenartig gestal¬
tete Fälle denken lassen , welche von dem vorgeschlagenen Zu¬
satze betroffen werden . Es läßt sich eines Theils denken, daß
der zur Wahl berechtigte Fideicommißbesitzer Keinen ernennt,
obgleich er Einen ernennen soll, und wenn das geschieht, daß
dann Niemand als der zunächst Berechtigte erscheint ; andern
Theils kann aber auch in dieser Stiftung die Bedingung ent¬
halten sein , daß , wenn er Keinen ernennt , alsdann eine be¬
stimmte Person als Fideicommißnachfvlger anzusehen sei. Beide
Fälle sind höchst verschieden und doch wird die vorgeschlagene
Bestimmung auf beide gleichmäßig zu beziehen sein , wenn
das Gegentheil nicht klar ausgedrückt wird . Ich glaube , daß
die Bestimmung des ß. 1. des Art . 3. hier vollkommen ge¬
nügt . Sollte Streit darüber entstehen , ob in dem vorhin
genannten Falle oder überhaupt ein zunächst Berechtigter da
sei, oder welcher dies sei , so können hier einfach die Geeichte
entscheiden ; denn -es handelt sich nur darum , ob nach der
Sliftungsurkunde ein zunächst Berechtigter vorhanden und
welcher Dieses ist. Ergiebt sich nun aus der Stiftungsur¬
kunde , daß ein zunächst Berechtigter gar nicht vorhanden ist,
so wird eben das Fideicommiß in den Händen des jetzigen
Besitzers sofort freies Eigenthum , weil kein zunächst Berech¬
tigter ihn beschränkt ; ergiebt sich aber auS der Urkunde , daß
ein zunächst Berechtigter da ist, so succcdirt er nach den Be¬
stimmungen von Art . 3. Es scheint mir also diese Bestim¬
mung überflüssig ; daß sie aber bedenklich sei, glaube ich vor¬
her nachgewiesen zu haben , und ist auch nicht widerlegt
worden '.

Präsident : Der Verbcfserungs Antrag dcS Abg. Pan¬
cratz lautet : „ Stand dem Besitzer des Fideikommisses das
Recht zu , den zunächst Berechtigten durch Ernennung eines
anderen Fideicommiß - Nachfolgers von solcher Nachfolge aus¬
zuschließen, und hat derselbe bis zu dem im Art . 41 . genann¬
ten Tage von diesem Rechte keinen Gebrauch gemacht , so ist
das gedachte Recht des Fldeicommißbcsitzers als weggefallen
anzusehen . "

Ist dieser Antrag unterstützt ? Ich ersuche diejenigen Her¬
ren , sich zu erheben , die ihn unterstützen wollen . (Die hin¬
reichende Anzahl Mitglieder erhebt sich) . Er ist genügend un-
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terstützt . Zch erlaube mir die Frage , ob vielleicht der Aus¬
schuß sich mit dem Abg . Pancratz  über seinen Antrag vereini¬
gen und den Ausschuß -Antrag fallen lassen will?

Abg . Möhring : Wir sind damit einverstanden.
Präsident : Sammlliche Mitglieder des Ausschusses

sind damit einverstanden , cs wird somit der Antrag des Aus¬
schusses nicht zur Abstimmung kommen , sondern nur derVer-
bcsserungsantrag von Pancratz,  den ich so ebenv erlesen habe.
Ich ersuche diejenigen Herren , die in Art . 3 . einen Zusatz als
tz. 3 . in der Fassung , wie sie von dem Abg . P an cratz vorgc-
schlagen und von mir so eben verlesen worden ist , annehmen
wollen , sich zu erbeben . (Die Minderheit erhebt sich.) Der
Antrag ist abgelehnt . Es bleibt noch übrig , tz. 2 . zur Ab¬
stimmung zu bringen , vorhin ist blos die Einschaltung des
Wortes „ demnach " von dem Landtag beliebt worden . Zch
ersuche diejenigen Abgeordneten , welche tz. 2 . des Artikels 3.
mit Einschaltung des Wortes „ demnach " hinter „ wenn " in
seiner im Entwürfe vorgeschlagenen Fassung annehmcn wollen,
sich zu erheben. ( Die Mehrheit erhebt sich.) Der tz. 2 . ist an¬
genommen . Wir gehen zu Artikel 4.

Abg . Strackenjan l. : Art . 4. wird zur Annahme em¬
pfohlen , der Zusatz fällt weg.

Präsident : Der Artikel 4. ist vom Ausschüsse zur
Annahme empfohlen und der Zusatz im Bericht fällt weg.
Zch ersuche diejenigen Abgeordneten , welche die Annahme des
Artikel 4 . nicht wollen , sich zu erheben . — Der Artikel ist
angenommen.

Berichterstatter Strackerjan I . (verliest das zu Art . 5.
im Berichte bemerkt :) .

Reg .-Commissar Runde : Meine Herren , ich halte die¬
sen Zusatz für recht bed.nklich. Einen Unterschied von wirk¬
licher Fide -commißschuld und nicht wirklicher Fidcicvmmißschuld
kenne ich nicht . Wenn man aber solchen nicht annehmcn
kann , sondern nur zur Beseitigung von möglichen Zweifeln
Etwas in daS Gesetz aufnimmt , so wird nachher Etwas drin
gesucht und Etwas hincingelcgt werden , was nicht drin lie¬
gen soll und werden dadurch grade Zweifel hcrvvrgchvben.
Wenn es Artikel 5. tz. 2. heißt : „ sichert der Forderung " , so
kann kein Mensch cs anders verstehen, als daß die Forderung
destz . 1. gemeint rst, nämlich die Fideicommißschuld , und wenn
cs nachher heißt : „ und .̂ iebt derselben Forderung u. s. w." ,
so kann „ dieselbe Forderung " keine andere sein , als die tz. 2.
gemeint ist, nämlich die Fideicommiß -Forderung.

Präsident : Abg. Wibel I. hat das Wort.
Abg . Wibel I . : Ich meine auch , m. H . ! die Gesetzge¬

bung giebt sich kein gutes Zeugniß , wenn sie die Meinung
aufkommen läßt , sie verstehe unter den Worten , die sie braucht,
Dinge , die sie nicht wirklich bezeichnen.

Abg . Strakerjan I . : Im Ausschüsse selbst waren wir
auch uneins , ob wir den Zusatz machen sollten , oder nicht.
Nach dem Widerspruche , den er erfahren hat , ziehen wir ihn
zurück , so daß er nicht zur Abstimmung kommt ; dagegen
schlagen wir vor , in der vorletzten Zeile hinter dem Worte
„Forderung " einzuschalten : „ nach Angabe des Gläubigers ",

damit der Hypothckenbewahrcr keine weitere Nachweisung
bedarf , als der Angabe , daß cs Fideicommißschulden sind.

Präsident . Diesen Zusatz beantragt der Ausschuß.
Abg . Strakerjan I . : Ja , der Ausschuß.
Präsident : Begehrt Jemand darüber das Wort ? —

Da das nicht der Fall ist, bringe ich tz. 1. Art . 5 . mit dem
Zusatze in der vorletzten Zeile hinter dem Worte „ Forderung " —
„nach Angabe des Gläubigers " zur Abstimmung . Diejenigen
Herren Abgeordneten , welche den Art . 5. mit diesem Zusatze
annehmen wollen , ersuche ich, sich zu erbeben . — Der tz. 1.
ist angenommen.  Zu §. 2 . ist kein Antrag gemacht,
nachdem der Ausschußantrag zurückgezogen ist. Ich ersuche
Diejenigen , welche die Annahme nicht wollen , sich zu erhe¬
ben . — tz. 2 . ist ebenfalls angenommen.  Art . 6 ., 7.
und 8 . sind vom Ausschuß zur Annahme empfohlen , begehrt
Jemand darüber das Wort?

Abg . Strackerjan I . : Ich habe zum Art . 7. Namens
des Ausschusses noch den Antrag zu stellen, in tz. 2 . hinter:
«zu einer Fidcicvmmißschuld macht " einzuschalten : „ oder
machen soll" , um auch hier dem Hypothekenbewahrer die
Cognition über das Dasein einer Fideicommißschuld zu ent¬
ziehen.

Präsident : Begehrt Jemand das Wort ? Da das nicht
der Fall ist, bringe ich Art . 6 . und 7. und zwar Art . 7. mit
der Einschaltung in der vorletzten Zeile des tz. 2 . hinter dem
Worte „macht " : „oder machen soll" zur Abstimmung , und
ersuche diejenigen Abgeordneten , welche diese Fassung des
Artikels nicht wollen , sich zu erheben.

(Die Minderzahl erhebt sich).
Die Artikel sind angenommen.
Berichterst . Abg . Strackerjan I . : In Art . 8 . ist vor¬

ausgesetzt , daß Fideicommißschulden nur von der Regierung
zu Oldenburg genehmigt seien ; es ist indes zweifelhaft ge¬
worden , ob nicht schon die Regicrungskanzlei derartige Schul¬
den genehmigt hat , und um jeden ZweifelHu beseitigen , schlägt
der Ausschuß vor , einzuschalten : „beziehungsweise Regstrungs-
kanzlei zu Oldenburg " , so daß cs heißen würde : „mit Ge¬
nehmigung der Regicrungskanzlei , beziehungsweise der Regie¬
rung zu Oldenburg " .

Präsident : Begehrt Jemand das Wort?
Abg . Selckmann ll . : Ich muß mir die Bemerkung

hinsichtlich der Redaction erlauben , daß das Wort „beziehungs¬
weise" hier nicht paßt , da nichts vorhergeht , worauf eine Be¬
ziehung möglich ist. Es würde ein „ ober « sein müssen.

Präsident : ES würde also heißen : „ Die Rcgierungs-
kanzlei oder die Regierung " . Damit ist der Ausschuß ein¬
verstanden ? Ich ersuche diejenigen Abgeordneten , welche
Art . 8 . mit der Einschaltung in der 2 . Zeile mit den Wor¬
ten : „ oder der Regicrungskanzlei " nicht wollen , aufzustehen.

Berichterst . Abg . Strackerjan I . : In der vorletzten
Zeile würde eS auch so heißen müssen.

Präsident : Es wird also die Abstimmung sich auch
darauf erstrecken; es würde demnach der Zusatz auch in der
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vorletzten Zeile gemacht werden müssen. —- Der Artikel ist
angenommen.

Berichterst. Abg. Strackerjan I. (verliest den Bericht zu
Art. 9.).

Präsident : Begehrt darüber Jemand das Wort? —
Da bas nicht der Fall ist —

Abg. Selckmann II : Eine kurze Rcdactionsbcmerkung
möchte ich mir erlauben, ob es nicht wohl im tz. 1. statt:
„sowie wenn" besser hieße: „desgleichen wenn".

Präsident : In der 6. Zeile stakt„sowie wenn" : „des¬
gleichen wenn". — Das wird der Ausschuß adoptircn.

(Zustimmung von Seiten der Ausschußmitglieder.)
Zch ersuche demnach diejenigen Abgeordneten, welche Art . 9-
in der von dem Ausschuß vmgeschlagenen Fassung annehmen
wollen, sich zu erheben.

(Die Mehrhei: erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen. Wir gehen zu Art. 10.

Berichterst. Strackerjan I. (verliest das zu Art. 10.
unterI. Bemerkte). Dieser Antrag wird zurückgezogen, weil
der Zusatz zu Art. 1. nicht angenommen ist, er fällt vielmehr
von selbst weg.

(Verliest das zu Art. 10. unter II . Bemerkte.)
Abg. Selckmann II. : Ich muß mich gegen diesen vor¬

geschlagenen neuen Artikel aussprechen. Ick glaube, daß der¬
selbe überflüssig ist, eben in Betracht der bereits vorher im
Gesetz angenommenen Bestimmungen. Auf der andern Seite
glaube ich auch, daß er insoweit unrichtig ist, als er mit den
Bestimmungen des Gesetzes in Widerspruch stehen würde.
Es sagt der Ausschuß in seinen Motiven: „Nach der Mei¬
nung des Aus'chuss.s kann es nicht Absicht der Gesetzgebung
sin, in solche unter Zustimmung sammtlicher Betheiligte»
gesetzlich getroffene Verfügungen irgend wie einzugrcisen,
selbst wenn diese Verfügungen nicht mit dem gegenwärtigen
Gesetze in Einklang stehen sollten."

Ich glaube allerdings, daß alle Verfügungen, welche
diesem Gesetz widerstreiten, aufgehoben werden sollen. Dieje¬
nigen Verfügungen, die durch das Gesetz nicht betroffen wer¬
den, die aber neben demselben bestehen können, bleiben ohne¬
hin bestehen.

Wollten wir den Art. 10. a. in der jetzigen Fassung an-
nchmen, wonach bei Fideicommiffen, welche theilwcise aufge¬
hoben. sind, cs bei dieser Bestimmung bleiben soll, so würde
das den Erfolg haben, daß die Fideicommisie, welche theil-
weise aufgehoben, also theilweise noch bestehen, geblieben sind,
für alle Ewigkeit fortbestünden. Also würden wir dadurch
in Widerspruch mit dem ganzen Zwecke und mit der Absicht
unscrs Gesetzes gerathen, wonach alle Fideicommiffe ganz auf¬
gehoben werden sollen. Sollten in den Spezialgesetzen und
durch die Vereinbarung der Betheiligten über Aufhebung von
Fideicommiffen Bestimmungen enthalten sein über eine noch
einmalige Succcssion, so scheinen diese durch unser jetziges Ge¬
setz auf keinen Fall aufgehoben zu werden. Auch das jetzige
Tlletz läßt eine einmal ge Succcssion noch zu, worauf ich na¬
mentlich aufmerksam mache; denn im Art. 2. werden einmalige

L2.

Substitutionen als zu Recht bestehend angesehen. Sind also
durch Gesetze und freie Vereinbarung die betheiligten Bestim¬
mungen über die einmalige Substitution getroffen worden, so
werden diese von dem jetzigen Gesetze in keiner Weise betroffen.
Deshalb glaube ich, daß Art. 10. a. auch überflüssig ist.

Abg. Pancratz : Dieses Letztere glaubte auch der Aus¬
schuß, hier liegen aber Verhältnisse vor, welche durch das
Gesetz betroffen werden und Abänderungen zur Folge haben
würden. Nach Art. 2. sind solche sideicemmissarische Verfü¬
gungen, nämlich mit einmaliger Substitution zulässig. Hier
liegen aber Fälle vor, wo schon mehrere Substitutionen vor¬
gekommen sind.

Wenn nun auch die Betheilî ten sich vereinigt haben für
den nächsten Fall und das Gesetz dieses bestimmt hat, so glaube
ich nicht, daß das bestehen kann nach dem Gesetz, weil da ein
Fideicommiß nicht mehr besteht, es ist dies aufgehoben nach
den Bestimmungenvon Art. 3. Die Erben, die nach dem
früheren Gesetz eintceten würden, treten nun auf als zunächst
Berechtigte, wie sie vorhanden sind an dem bestimmten Tage;
würde von diesen Erben einer sterben, so würde ein Theil des
Fideicommiffes gleich als freies Eigenthum in die Hände des
jetzigen Besitzers übergehen. Der Ausschuß hat die vorge¬
schlagene Bestimmung nicht bedenklich gefunden, er glaubtauch
nicht, daß ein Nachtheil daraus hcrvorgehen werde und hat
deshalb, wie im Berichte angeführt ist, aus Rücksicht dafür,
daß die Bctheiüglen besondere Verhältnisse vorgebracht haben
und weil man im Allgemeinen annehmcn kann, daß eine Ge¬
setzgebung in besonder» Fallen die vorliegenden Verhältnisse
besser berücksichtigen kann, alö im neuen allgemeinen Gesetze,
die Fassung, wie sie vvrliegt, vorgeschlagen. Sie könnte aller¬
dings zu Zweifeln Raum geben. Der Ausschuß hat hier den
Fall angenommen, wenn ein Theil des Fideicommiffes ganz
aufgehoben ist, es könnte aber auch der Fall darunter ver¬
standen werden, wenn die sideicommissarische Bestimmung theil¬
weise aufgehoben wäre, theilwcise aber nicht und daß dann
die Bestimmungender Gesetze in Kraft bleiben. Es wäre
möglich— wiewohl man die vorhandenen Gesetze kennt und
das übersehen kann — daß Fälle übersehen waren, wo die
Bestimmungen nicht bleiben können. Dieses soll natürlich
auch nicht sein. Es ließe sich der Antrag anders fassen, na¬
mentlich mit dem Zusatz, „ hmfichtlich der nächst bevorstehenden
Erbfolge". Ich glaube auch, daß es der Redaction Vorbehalten
bleiben kann, wenn der Landtag dem Sinn des Ausschußan¬
trags beistimmt. Ich will ein Amendement darauf stellen,
wenn der Zusatz in diesem Sinne angenommen wird, der
Redaction vorbchältlich.

Regierungöcomm. Nunde : Auch diessr Zusatz gehört
meiner Meinung nach zu denen, welche, anstatt Zweifel zu
beseitigen, nur Zweifel hervorzurufen geeignet sind. Der Zu¬
satz, schon seiner Fassung nach, wie ihn der Abg. Pancratz
angeführt hat, hat seine Bedenken. Außerdem geht er meiner
Meinung nach entweder zu weit, oder er ist ganz überflüssig,
denn wenn mau weiter nichts damit sagen will, als daß die
früheren Gesetze sichen bleiben, so muß das, glaube ich, schon
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nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen stattsinden , so wird jetzt
durch das neue Gesetz die frühere Ausnahme nicht aufgehoben,
sie bleibt bestehen ; insofern es aber keine Ausnahme war , fällt
sie unter daS neue Gesetz , und ich möchte glauben , daß es
besser wäre , diesen Zusatz hier nicht aufzunehmen.

Präsident : Begehrt der Berichterstatter das Wort?
Berichterstatter Abg . Strackerjan I . : Ich verzichte.
Präsident : Um bei der Ordnung des Entwurfes zu

bleiben , würden wir zunächst über Art . 10 . abzustimmen
haben . Ich ersuche diejenigen Abgeordneten , welche Art . 10.
in der Fassung des Entwurfs nicht annehmen wollen , sich zu
erheben . - Der Artikel ist angenommen.  Wir stim¬
men jetzt ab über den als Art . 10 . » . vom Ausschüsse bean¬
tragten Zusatz , welcher unter Vorbehalt etwaiger anderweiter
Redaktion lautet:

„Hinsichtlich derjenigen Fideicommisse , über deren gänz¬
liche oder theilweise Aufhebung durch besondere Gesetze
bereits verfügt ist , bleibt es bei den Bestimmungen
dieser Gesetze ."

Ich ersuche diejenigen Abgeordneten , welche diesen An¬
trag des Ausschusses annehmen wollen , sich zu erheben . —
Der Antrag ist abgelehnt.  Art . 11. des Gesetzent¬
wurfes ist vom Ausschüsse zur Annahme empfohlen . Wünscht

darüber Jemand das Wort ? — Da daS nicht der Fall ist,
bringe ich den Art . 11 . zur Abstimmung und ersuche diejeni¬
gen Abgeordneten , welche ihn nicht annehmen wollen , sich zu
erheben . — Der Art . 11 . deS Gesetzentwurfes ist
angenommen.

ES ist von einigen Seiten mir der Wunsch ausgesprochen
worden , cs möchte für heute die Berathung abgebrochen und

nicht mit Berathung des Entwurfes , der jetzt zur Aushebung
des LehnSverbandes kommt , weiter verfahren werden . Sollt«

nicht aus der Versammlung ein Anderes beantragt werden,
so würde ich annehmen , daß hierin der Wunsch der Mehrzahl
sich ausgesprochen findet - ich würde dann , da kein
Einspruch erfolgt , hiermit die Berathung für heute abbrechen.
Es liegen sonst noch keine Geschäfte uns vor , weder für
heute , noch für morgen . Wir würden eS daher in der näch¬
sten Sitzung lediglich mit der Berathung des uns vorliegen¬
den Gesetzentwurfes und des Ausschußberichts zu thun haben.
Die nächste Sitzung demnach auf morgen 11 Uhr und ist
die Tagesordnung die verkündete : Fortsetzung der Berathung
des Gesetzentwurfs über Aufhebung der Fideicommisse , des
LehnSverbandes und der Stammgüter . Die heutige Sitzung
ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung 12 ^ Uhr .)

Namens der Redactions - Commission:
Noell.

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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